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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1977 Ausgegeben am 15. Feber 1977 17. Stück

5 5 . Ergänzungsprotokoll zu dem Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft samt Notenwechsel (einschließlich Beilage
zur österreichischen Note)
(NR: GP XIV RV 55 AB 171 S. 22. BR: AB 1519 S. 351.)

5 6 . Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Straf-
sachen durch Luxemburg

5 7 . Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Auslieferungsübereinkommens durch Luxem-
burg

55.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Notenwechsel (einschließlich Beilage
zur österreichischen Note) wird genehmigt.

ERGÄNZUNGS-
PROTOKOLL ZU

DEM ABKOMMEN
ZWISCHEN DER

REPUBLIK
ÖSTERREICH

UND DER
EUROPÄISCHEN
WIRTSCHAFTS-

GEMEINSCHAFT *)

DIE REPUBLIK ÖSTER-
REICH einerseits,

DIE EUROPÄISCHE WIRT-
SCHAFTSGEMEINSCHAFT
andererseits

SIND ÜBEREINGEKOM-
MEN, an ihrem Abkommen
vom 22. Juli 1972 die folgenden
Änderungen vorzunehmen:

ARTIKEL 1

Das Abkommen wird wie
folgt geändert:

1. In Artikel 4 Absatz 2 wird
das Wort „ , Norwegen" ge-
strichen;

2. in Artikel 4 Absatz 2 und
Artikel 5 Absatz 3 Unterab-
satz 2 wird der Satzteil „ , die

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 466/1972 und 4/l973

10 38
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von der Konferenz zwischen den
Europäischen Gemeinschaften
und dem Königreich Dänemark,
Irland, dem Königreich Nor-
wegen und dem Vereinigten
Königreich Großbritannien und
Nordirland erstellt und festge-
legt wurde," bzw. „von der
Konferenz zwischen den Euro-
päischen Gemeinschaften und
dem Königreich Dänemark, Ir-
land, dem Königreich Norwegen
und dem Vereinigten König-
reich Großbritannnien und
Nordirland erstellten und fest-
gelegten" gestrichen;

3. in Artikel 5 Absatz 3 Un-
terabsatz 1 werden die Worte
„Protokoll Nr. 1" durch die
Worte „den Protokollen Nr. 1
und 2" und in Unterabsatz 2
dieses Absatzes die Worte „das
Protokoll Nr. 1" durch die
Worte „die Protokolle Nr. 1
und 2" ersetzt.

4. in Artikel 36 Absatz 1 wer-
den die Worte „italienischer,
niederländischer und norwegi-
scher" durch die Worte „italie-
nischer und niederländischer" er-
setzt;

5. am Ende des Abkommens
werden die folgenden Formeln
gestrichen:

ARTIKEL 2

Das Protokoll Nr. 1 wird wie
folgt geändert:

1. In Artikel 1 Absätze 3 und
4 und Artikel 3 Buchstabe f
Unterabsatz 2 erster Gedanken-
strich wird das Wort „ , Nor-
wegen" gestrichen;

2. in Artikel 4 Absätze 2 und
3 und in Artikel 6 Absatz 6
Unterabsatz 2 wird das Wort
„ , Norwegen" gestrichen;

3. in Anhang A werden das
Wort „NORWEGEN," im
Titel sowie die Spalte „Nor-
wegen" gestrichen.
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4. in Anhang E wird die Spalte
„Norwegen" gestrichen.

ARTIKEL 3

Das Protokoll Nr. 2 wird wie
folgt geändert:

1. In Artikel 2 Absatz 1 im
Eingang zu Buchstabe b und Zif-
fer i zweiter Gedankenstrich so-
wie in Absatz 2 Unterabsatz 2
wird das Wort „ , Norwegen"
gestrichen;

2. in Artikel 2 Absatz 1 Buch-
stabe b Ziffer i und Absatz 3
wird der folgende Satzteil ge-
strichen: „von der Konferenz
zwischen den Europäischen Ge-
meinschaften und dem König-
reich Dänemark, Irland, dem
Königreich Norwegen und dem
Vereinigten Königreich Groß-
britannien und Nordirland er-
stellten und festgelegten".

ARTIKEL 4

Das Protokoll Nr. 3 wird
wie folgt geändert:

1. Artikel 2 im Eingang zu
Absatz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„(1) Soweit der Warenver-
kehr zwischen der Gemein-
schaft oder Österreich einer-
seits und Finnland, Island,
Norwegen, Portugal, Schwe-
den und der Schweiz anderer-
seits und zwischen diesen
sechs Staaten untereinander
durch Verträge geregelt ist,
deren Bestimmungen mit
denen dieses Protokolls
übereinstimmen, gelten eben-
falls";

2. in Artikel 2 Absatz 1 im
Eingang zu Abschnitt A und in
Buchstabe a sowie im Eingang
zu Abschnitt B und Buchstabe a
wird das Wort „fünf" durch das
Wort „sechs" ersetzt;

3. in Artikel 7 wird das Wort
„Norwegens," zwischen den
Wörtern „Islands" und „Portu-
gals" eingefügt;

4. die Absätze 2 und 3 des
Artikels 23 erhalten folgende
Fassung:

„(2) Stellen die Zollbehörden
Dänemarks oder des Vereinig-
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ten Königreichs eine Waren-
verkehrsbescheinigung aus,
mit der die Vergünstigungen
der in Österreich bestehenden
Zolltarifbestimmungen im
Sinne des Artikels 3 Absatz 1
des Abkommens in Öster-
reich in Anspruch genommen
werden sollen, so können un-
beschadet des Artikels 1 des
Protokolls Nr. 2 nach Däne-
mark oder in das Vereinigte
Königreich eingeführte und
dort verarbeitete Waren in
diesen zwei Staaten nur dann
Gegenstand irgendeiner Zoll-
rückvergütung oder Nichter-
hebung von Zöllen sein, wenn
sie unter Artikel 25 Ab-
satz 1 des vorliegenden Proto-
kolls fallen.

(3) Stellen die Zollbehörden
Österreichs eine Warenver-
kehrsbescheinigung aus, mit
der die Vergünstigungen der
in Dänemark oder dem Ver-
einigten Königreich bestehen-
den Zolltarifbestimmungen im
Sinne des Artikels 3 Absatz 1
des Abkommens in diesen
zwei Staaten in Anspruch ge-
nommen werden sollen, so
können unbeschadet des Ar-
tikels 1 des Protokolls Nr. 2
nach Österreich eingeführte
und dort verarbeitete Waren
in Österreich nur dann Ge-
genstand irgendeiner Zoll-
rückvergütung oder Nichter-
hebung von Zöllen sein, wenn
sie unter Artikel 25 Absatz 1
des vorliegenden Protokolls
fallen.";

5. in Artikel 24 Absatz 2
dritter Gedankenstrich wird das
Wort „Norwegen," gestrichen,
und im fünften Gedankenstrich
dieses Absatzes wird das Wort
„fünf" durch das Wort „sechs"
ersetzt;

6. in Artikel 25 Absatz 1, zu-
letzt geändert durch den Be-
schluß Nr. 9/73 des Gemischten
Ausschusses, wird in Buchstabe a
und in Buchstabe b Punkt 2 das
Wort „fünf" durch das Wort
„sechs" ersetzt;
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7. in Artikel 26 wird das Wort
„Norwegen," zwischen den Wör-
tern „Island," und „Portugal,"
eingefügt;

8. in Artikel 27 Absätze 1 und
2 wird das Wort „fünf" durch
das Wort „sechs" ersetzt;

9. in Anhang I Anmerkungen
10 und 13 wird das Wort
„ , Norwegen" gestrichen.

ARTIKEL 5

In Protokoll Nr. 4 wird fol-
gender Satzteil gestrichen: „von
der Konferenz zwischen den
Europäischen Gemeinschaften
und dem Königreich Dänemark,
Irland, dem Königreich Nor-
wegen und dem Vereinigten
Königreich Großbritannien und
Nordirland erstellten und fest-
gelegten".

ARTIKEL 6

In der Schlußakte werden die
folgenden Formeln gestrichen:

ARTIKEL 7

Dieses Ergänzungsprotokoll ist
in zwei Urschriften abgefaßt,
jede in deutscher, dänischer, eng-
lischer, französischer, italienischer
und niederländischer Sprache,
wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist.

Geschehen zu Brüssel am neunundzwanzigsten Mai neunzehnhundertfünfundsiebzig.

Für die Republik Österreich:
Reiterer m. p.

Im Namen des Rates der Europäischen Gemein-
schaften:

Brendan Dillon m. p.

E. P. Wellenstein m. p.

39
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN

Generaldirektion
Auswärtige Beziehungen

Brüssel, am 29. Mai 1975

Herr Botschafter,

Ich nehme Bezug auf die Verbalnote meiner
Generaldirektion vom 22. November 1972 an die
Österreichische Mission bei den Europäischen Ge-
meinschaften und auf die seitens derselben am
14. Dezember 1972 an meine Generaldirektion
gerichtete Verbalnote, beide über die Folgen des
Beschlusses Norwegens, den Europäischen Ge-
meinschaften nicht beizutreten.

Ich beehre mich, Ihnen zu bestätigen, daß bei
der Berechnung der Richtplafonds für das Jahr
1974 gemäß Artikel 3 des Protokolls Nr. 1 des
Abkommens zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und Österreich die im An-
hang C dieses Protokolls genannten Zahlen um
den Durchschnitt der Einfuhren Norwegens aus
Österreich der Jahre 1968 bis 1971 verringert und
anschließend um 5°/o erhöht wurden.

Ich bitte Sie, mir zu bestätigen, daß auch
österreichischerseits bei der Berechnung der Richt-
plafonds, die gegenüber der Gemeinschaft An-
wendung finden, entsprechend vorgegangen
wurde.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Aus-
druck meiner vorzüglichsten Hochachtung.

R. de Kergorlay
Stellvertretender Generaldirektor

A. o. und bev. Botschafter
Rudolf R e i t e r e r
Leiter der Österreichischen Mission
bei den Europäischen Gemeinschaften
35-36, avenue de Klauwaerts
1050 Brüsse l
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BEILAGE ZUR ÖSTERREICHISCHEN NOTE VOM 29. MAI 1975

Die österreichische Ratifikationsurkunde wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und
vom Bundeskanzler gegengezeichnet; der Empfang der im vorletzten Absatz der österreichischen
Note vom 29. Mai 1975 vorgesehenen Mitteilung wurde am 29. Juli 1976 von der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften bestätigt.

Kreisky
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56 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
1. Feber 1977 betreffend die Ratifika-
tion des Europäischen Übereinkommens vom
20. April 1959 über die Rechtshilfe in Straf-

sachen durch Luxemburg

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat Luxemburg seine Ratifikations-
urkunde zum Europäischen Übereinkommen
über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl.
Nr. 41/1969, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 24/1977) am
18. November 1976 hinterlegt.

Das Übereinkommen tritt gemäß seinem
Artikel 27 Absatz 3 für Luxemburg am
16. Feber 1977 in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde hat Luxemburg folgende Vorbehalte
erklärt und folgende Erklärungen abgegeben:

I. Vorbehalte

Zu Artikel 2

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg behält sich das Recht vor, einem Rechts-
hilfeersuchen nicht Folge zu geben,

a) wenn ernstliche Gründe zur Annahme be-
stehen, daß es sich auf eine zwecks Ver-
folgung, Bestrafung oder andere Beein-
trächtigung eines Beschuldigten wegen
seiner politischen oder religiösen Überzeu-
gungen, seiner Nationalität, seiner Rasse
oder der Bevölkerungsgruppe, der er an-
gehört, eingeleitete Untersuchung bezieht;

b) insoweit es sich auf eine mit dem Grund-
satz „non bis idem" unvereinbare Ver-
folgung oder ein solches Verfahren be-
zieht;

c) insoweit es sich auf eine Untersuchung
über Handlungen bezieht, deretwegen der
Beschuldigte im Großherzogtum Luxem-
burg verfolgt wird.

Zu Artikel 11

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg wird die im Artikel 11 vorgesehene zeit-
weilige Überstellung nur bewilligen, wenn es
sich um eine Person handelt, die auf ihrem
Hoheitsgebiet eine Strafe verbüßt, und wenn
nicht besondere Erwägungen entgegenstehen.

Zu Artikel 16

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg wird verlangen, daß an sie gerichtete Er-
suchen und angeschlossene Schriftstücke mit einer
Übersetzung in die französische, deutsche oder
englische Sprache versehen sind.

Zu Artikel 22

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg wird die im Artikel 22 erwähnten nach-
folgenden Maßnahmen nur insoweit mitteilen,
als es die Einrichtung des Strafregisters gestattet.

Zu Artikel 26

Auf Grund der besonderen Regelungen zwi-
schen den Benelux-Ländern nimmt die Regierung
des Großherzogtums Luxemburg die Absätze 1
und 3 des Artikels 26 hinsichtlich seiner Be-
ziehungen mit den Niederlanden und Belgien
nicht an.

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg behält sich das Recht vor, von diesen Be-
stimmungen hinsichtlich seiner Beziehungen mit
den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft abzuweichen.

II. Erklärungen

Zu Artikel 5

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg erklärt, daß Rechtshilfeersuchen um Durch-
suchung oder Beschlagnahme im Großherzog-
tum Luxemburg nur erledigt werden, soweit sie
sich auf Handlungen beziehen, die im Sinne des
Europäischen Auslieferungs-Übereinkommens
auslieferungsfähig sind, sowie unter der Voraus-
setzung, daß das Gericht nach seinem inner-
staatlichen Recht ihrer Erledigung zugestimmt
hat.

Zu Artikel 24

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg erklärt, daß hinsichtlich des Großherzog-
tums Luxemburg unter Justizbehörden im Sinne
des Übereinkommens die Mitglieder der recht-
sprechenden Gewalt mit Entscheidungsbefugnis,
die Untersuchungsrichter und die Mitglieder der
Staatsanwaltschaft zu verstehen sind.

Kreisky

5 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
1. Feber 1977 betreffend die Ratifikation
des Europäischen Auslieferungsübereinkom-
mens vom 13. Dezember 1957 durch Luxem-

burg

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat Luxemburg am 18. Novem-
ber 1976 seine Ratifikationsurkunde zum Euro-
päischen Auslieferungsübereinkommen vom
13. Dezember 1957 (BGBl. Nr. 320/1969, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 25/1977) hinterlegt.
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Das Übereinkommen tritt gemäß seinem
Artikel 29 für Luxemburg am 16. Feber 1977
in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde hat Luxemburg folgende Vorbehalte
erklärt und folgende Erklärungen abgegeben:

I. Vorbehalte

Zu Artikel 1

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg behält sich das Recht vor, die Auslieferung
zur Vollstreckung eines Abwesenheitsurteils,
gegen das kein Rechtsmittel mehr zulässig ist,
nicht zu bewilligen, wenn die Auslieferung zur
Folge haben könnte, daß die verlangte Person
eine Strafe verbüßen muß, ohne daß sie in der
Lage gewesen wäre, die Verteidigungsrechte nach
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe c der Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten auszuüben.

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg behält sich das Recht vor, die Auslieferung
aus humanitären Gründen abzulehnen, wenn
sie für die verlangte Person, insbesondere wegen
ihrer Jugend, ihres vorgeschrittenen Alters oder
ihres Gesundheitszustandes, besonders harte Fol-
gen hätte.

Zu Artikel 6 und 21

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg wird weder die Auslieferung noch die
Durchlieferung seiner Staatsangehörigen bewilli-
gen.

Zu Artikel 7

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg behält sich das Recht vor, die Auslieferung
nicht zu bewilligen, wenn der ersuchende Staat
nach Artikel 7 Absatz 2 berechtigt wäre, die
Auslieferung in gleichartigen Fällen abzulehnen.

Zu Artikel 9

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg wird die Auslieferung nicht bewilligen,
wenn nach ihrer Überzeugung die verlangte
Person wegen der strafbaren Handlung, derent-
wegen um ihre Auslieferung ersucht wird, durch

die zuständigen Behörden eines dritten Staates
rechtskräftig abgeurteilt worden ist und wenn
im Falle der Verurteilung wegen dieser Tat der
Verurteilte seine Strafe verbüßt, bereits ver-
büßt hat oder ihm die Strafe erlassen worden
ist.

Zu Artikel 28

Wegen der besonderen Regelungen zwischen
den Beneluxländern nimmt die Regierung des
Großherzogtums Luxemburg hinsichtlich seiner
Beziehungen mit den Niederlanden und Belgien
die Absätze 1 und 2 des Artikels 28 nicht an.

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg behält sich das Recht vor, hinsichtlich seiner
Beziehungen mit den anderen Mitgliedstaaten
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft von
diesen Bestimmungen abzuweichen.

II. Erklärungen

Zu Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg erklärt, daß hinsichtlich des Großherzog-
tums Luxemburg unter „Staatsangehörigen" im
Sinne des Übereinkommens die Personen zu ver-
stehen sind, welche die luxemburgische Staats-
angehörigkeit besitzen, sowie die Fremden, die
in die luxemburgische Gemeinschaft integriert
sind, sofern sie in Luxemburg wegen der Tat,
deretwegen um die Auslieferung ersucht wird,
verfolgt werden können.

Zu Artikel 19
Die Regierung des Großherzogtums Luxem-

burg wird die zeitweilige Auslieferung nach
Artikel 19 Absatz 2 nur bewilligen, wenn es
sich um eine Person handelt, die auf seinem
Hoheitsgebiet eine Strafe verbüßt, und wenn
besondere Umstände es erfordern.

Zu Artikel 21 Absatz 5

Die Regierung des Großherzogtums Luxem-
burg behält sich das Recht vor, die Durchliefe-
rung nur unter denselben Bedingungen wie jenen
der Auslieferung zu bewilligen.

Kreisky
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